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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen zwischen den Parteien des Nord- 
atiantikvertrags vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen und zu den Zusatzvereinbarungen vom 3. August 1959 
zu diesem Abkommen (Gesetz zum NATO-Truppenstatut und 
zu den Zusatzvereinbarungen) 

— Drucksache 2146 — 


A. Bericht des Abgeordneten Graf Adelmann 


I. Allgemeines 

Obwohl die Bundesrepublik Deutschland bereits 
am 6. Mai 1955 dem Nordatlantikpakt beigetreten 
war, steht ihre Zustimmung zum sogenannten 
NATO-Truppenstatut, das am 19. Juni 1951 von da- 
mals elf Mitgliedstaaten der NATO unterzeichnet 
worden war, noch aus. Dieses Statut regelt in allge- 
meiner Form die Rechtsstellung der Streitkräfte, die 
sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates 
aufhalten. 

In der Bundesrepublik beruht die Stationierung 
ausländischer Streitkräfte, die ursprünglich auf ho- 
heitlichem Besatzungsrecht fußte, zur Zeit noch auf 
dem in Paris am 23. Oktober 1954 Unterzeichneten 
und am 5. Mai 1955 in Kraft getretenen Aufenthalts- 
vertrag. Die Rechtsstellung der ausländischen mili- 
tärischen Verbände wird seither durch die am 
26. Mai 1952 im Rahmen des Vertragswerks über 
die Gründung der Europäischen Verteidigungsge- 
meinschaft abgeschlossenen drei Verträge, nämlich 
Truppenvertrag, Finanzvertrag und Steuerabkom- 
men, bestimmt, die mit der Aufnahme der Bundes- 
republik in die NATO auf der Pariser Konferenz 
vom 20. bis 23. Oktober 1954 zwar der veränderten 
Lage angepaßt worden waren, aber noch proviso- 
rischen Charakter hatten. Der Artikel 8 des Deutsch- 
landvertrages sah deshalb audi vor, daß diese drei 
Abkommen durch neue Verträge zu ersetzen seien. 


Mit dem vorliegenden Gesetz wird deshalb so- 
wohl die Zustimmung zum NATO-Truppenstatut 
von 1951 gegeben, das als Rahmenvorschrift dient, 
als auch zu den in Bonn am 3. August 1959 nach 
mehrjährigen Verhandlungen zwischen der Bun- 
desrepublik und den sechs NATO-Partnern, die auf 
dem Bundesgebiet Truppen stationiert haben, abge- 
schlossenen zehn zusätzlichen Vereinbarungen so- 
wie dem Unterzeichnungsprotokoll. Gegenstand der 
Zustimmung sind also das eigentliche NATO-Trup- 
penstatut und das gesamte Vertrags werk der Druck- 
sache 2146, das als Einheit aufzufassen ist. Eine 
Herausnahme einzelner Abkommen oder Bestim- 
mungen ist nicht möglich. Eine Änderung der Ver- 
träge, die nach Artikel 59 GG der Zustimmung der 
gesetzgebenden Körperschaften bedürfen, verbietet 
sich nach §§ 78, 83 und 88 der Geschäftsordnung. 


II. Ergebnis der Ausschußberatungen 

Bundesrat und Bundestag haben in einem Abkom- 
men, das die Bundesrepublik mit der Republik Ita- 
lien am 17. April 1959 abgeschlossen hat, sich be- 
reits mit dem Inhalt des NATO-Truppenstatuts be- 
faßt und seine Verbindlichkeit für die wechselseitige 
Rechtsstellung der militärischen Verbände im frem- 
den Hoheitsgebiet (Drucksachen 1524 und 1882) be- 
stätigt. Der Ausschuß für auswärtige Angelegen- 
I heiten, der Ausschuß für Verteidigung und der Aus- 
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schuß für Inneres, denen die Vorlage — Druck- 
sache 2146 — vom Bundestag zur Ausschußberätung 
überwiesen worden war, befaßten sich deshalb in 
erster Linie mit den weiteren Vereinbarungen, die 
die vielseitigen Voraussetzungen für ein friedlich- 
schiedliches Miteinanderauskommen der Streit- 
kräfte von sechs Entsendestaaten und der Bundes- 
republik ermöglichen sollen. Zu den arbeitsrecht- 
lichen Bestimmungen der Vereinbarungen wurde 
vom federführenden Auswärtigen Ausschuß eine 
gutachtliche Stellungnahme des Ausschusses für Ar- 
beit, zu den mit dem Vertragswerk verbundenen 
strafrechtlichen und strafprozessualen Problemen 
eine gutachtliche Stellungnahme des Reditsaus- 
schusses erbeten. 

Als Ergebnis der Beratungen kann festgehalten 
werden, daß die seit 1955 in Bonn tagende Truppen- 
vertragskonferenz Lösungen gebracht hat, die als 
Kompromiß zwischen den oft wider^streitenden In- 
teressen der sieben Vertragspartner anzusehen sind 
und die deshalb auch keine optimale Erfüllung aller 
deutschen Wünsche sein konnten. 

Positiv und als Fortschritt gegenüber dem seit 
dem 5. Mai 1955 bestehenden Status wurde in den 
Beratungen, bestätigt, daß die rechtliche Position 
der Bundesrepublik fortlaufend verbessert wurde 
und daß stufenweise vom Besatzungsrecht über das 
Stationierungsrecht der Bonner Verträge von 1952 
und die Ergänzungen durch die Pariser Protokolle 
von 1955 nun Verträge abgeschlossen wurden, die 
von der Grundlage der Gleichberechtigung und der 
Souveränität der Bundesrepublik ausgehen. Die in 
der Denkschrift auf S. 224 f. — Drucksache 2146 — 
aufgezählten Fortschritte gegenüber dem noch gel- 
tenden Zustand wurden anerkannt, so z. B. auf dem 
Gebiete der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit, der 
Schadenersatzregelung, der Zollüberwachung und 
des Verkehrswesens. Vor allem wurde auch be- 
grüßt, daß eine Reihe von Bestiijimungen den 
Grundsätzen der Koordinierung, der Konsultierung 
und der Schlichtung folgen und so die Vorausset- 
zung dafür gegeben ist, daß einseitige Entscheidun- 
gen auf keiner Seite zum Schaden des Partners 
möglich sind. Administrativ, technisch und psycho- 
lolgiisch ist damit ider gemeinsamen Verteidigungs- 
pölitik eine solide Basis gegeben worden. 

Anlaß zu kritischen Bedenken gaben allerdings 
einzelne, für die Beteiligten aber wichtige Bestim- 
mungen. 

Das Sonderabkommen, das die Manöverrechte der 
britischen und kanadischen Truppen im Raume Sol- 
tau-Lüneburg regelt, ist für die Bevölkerung des 
Übungsgebietes eine schwere Belastung. Zwar soll 
der für militärische Übungen in Anspruch genom- 
mene Raum von bisher 48 000 ha auf 34 500 ha ver- 
kleinert werden; die Tatsache aber, daß das von 
rund 12 000 Menschen bewohnte Gebiet während 
acht Monaten im Jahr seit 1949 zu intensiven Übun- 
gen benutzt wird, ist aus menschlichen und wirt- 
schaftlichen Gründen sehr unerfreulich, zumal ein 
Teil des Manövergebiets (1500 ha) zum Naturschutz- 
park gehört und die ganze Gegend als Erholungs- 
raum der städtischen Bevölkerung dienen sollte. 
Eine allseits befriedigende Lösung kann offenbar 


zur Zeit nicht gefunden werden, da weder eine ge- 
nerelle Freistellung des Raums von Manöverübun- 
gen, noch eine Umdisponierung auf andere Übungs- 
plätze und schon gar nicht eine Aussiedlung der 
Bevölkerung in Frage kommt. 

Die an den Beratungen beteiligten Ausschüsse 
haben sich deshalb dem Ersuchen des Bundesrates 
angeschlossen, die Bundesregierung aufzufordern, 
in Verhandlungen zu erreichen, daß die Belastungen 
für die Bevölkerung gemildert werden. Inzwischen 
ist deshalb auch ein Arbeitskreis gebildet worden, 
der aus Vertretern des Bundes, des Landes Nieder- 
sachsen und der örtlichen Behörden besteht und der 
auf deutscher Seite Möglichkeiten einer Verbes- 
serung der Lage prüft und neue Vorschläge zur Mo- 
difizierung der Manöverpraxis ausarbeitet. Die Ver- 
treter der britischen und kanadischen Seite, mit de- 
nen das Auswärtige Amt dann in Verbindung trat, 
haben mit Recht auf ihre Aufgabe hingewiesen, der 
NATO gutausgebildete und einsatzbereite Truppen- 
einheiten gerade in diesem gefährdeten Raum zur 
Verfügung zu stellen, gleichzeitig aber großes Ver- 
ständnis für die Anliegen der geprüften Bevölke- 
rung gezeigt. Mehrere Bestimmungen des Soltau- 
LüneburgV^bkommens, die ein Erleichterung be- 
deuten, sind bereits in Kraft gesetzt worden, über 
andere mildernde Maßnahmen wird noch verhan- 
delt. 

Ein weiterer Ansatzpunkt zur Kritik war der Arti- 
kel 56 Abs. 9 des Unterzeichnungsprotokolls zum 
Zusatzabkommen, der die Rechtslage der zivilen 
deutschen Bediensteten bei den in' der Bundesrepu- 
blik stationierten Truppen der Verbündeten zum 
Inhalt hat. Trotz zahlreicher Verbesserungen im 
Status der deutschen Bediensteten kam die Frage 
auf, warum der Entlassungs- und Kündigungsmodus 
für deutsche Zivilangestellte bei den verbündeten 
Truppen anders geregelt ist als bei der Bundeswehr. 
Der Vertreter der Bundesregierung erklärte die Hal- 
tung der NATO-Vertragspartner mit einem sehr 
stark betonten Sicherheitsverlangen und wies dar- 
auf hin, daß der deutsche Arbeitnehmer bei einer 
Kündigung eine Abfindung erhält, wie sie auch bei 
der Reichswehr, die ebenfalls einen eingeschränkten 
Kündigungsschutz aus Sicherheitsgründen kannte, 
gewährt wurde und wie sie das deutsche Arbeits- 
recht grundsätzlich (vgl. Kündigungsschutzgesetz) 
zuläßt. 

•Trotzdem machte sich der federführende Ausschuß 
für auswärtige Angelegenheiten die auch vom Ar- 
beitsausschuß empfohlene Aufforderung an die Bun- 
desregierung zu eigen, nach Artikel 82 des Zusatz- 
abkommens auf eine weitere Annäherung der deut- 
schen Arbeitnehmer bei den Streitkräften der Ent- 
sendestaaten an das deutsche Arbeitsrecht hinzu- 
wirken, Er hat dem Bundestag mit seinem Antrag 
vorgeschlagen, dieser Empfehlung beizutreten. 


111. Zum Antrag des Ausschusses 

Der Ausschuß Mr auswärtige Angelegenheiten 
billigte das Zustimmungsgesetz mit einigen Ände- 
rungen: 
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Der eingefügte Artikel 1 a, der die Einschränkung 
des Grundrechts der Freiheit der Person (Artikel 2 
Abs. 2 Satz 2 GG) durch Artikel 20 des Zusatzab- 
kommens feststellt, schien sowohl dem in der 
133. Sitzung am 17. November 1960 durch den Bun- 
destag zu einem Gutachten in strafrechtlicher und 
strafprozessualer Hinsicht beauftragten Rechtsaus- 
schuß wie auch dem um Stellungnahme gebetenen 
Bundesminister der Justiz zur Klärung notwendig 
zu sein. Im Rechtsausschuß bestand Übereinstim- 
mung darüber, daß etwaige Änderungen strafprozes- 
sualer Vorschriften durch die Bestimmungen des 
vorliegenden Abkommens durch die Einfügung des 
Artikels 1 a gedeckt würden. Im Auswärtigen Aus- 
schuß wurde zu Artikel 20 noch festgestellt, daß die 
dort genannte deutsche Behörde, die mit der Ver- 
haftung befaßt wird, nur eine Behörde sein kann, 
die zur Verhaftung kraft Gesetzes befugt ist. Über 
den durch den Bundestag erteilten Auftrag hinaus 
befaßte sich der Rechtsausschuß mit Artikel 32 des 
Abkommens, der die Zustellung von Klageschriften 
an die Mitglieder einer Truppe regelt. Es wurde der 
Hinweis empfohlen, daß die Bundesregierung in den 
nachfolgenden Verhandlungen über die technische 
Durchführung des Zustellungswesens darauf hin- 
wirken soll, daß 'für^den Fall einer nicht bewirkten 
Zustellung nicht nur deren Behinderungsgründe 
[Artikel 32 Abs. 1 (c) (ii)], sondern bei Änderung der 
Anschrift des Zustellungsadressaten dessen neue 
Anschrift mitgeteilt wird. Der Ausschuß für auswär- 
tige Angelegenheiten billigte tferner nachträgliche 


Änderungsvorschläge des Auswärtigen Amtes zu 
den Artikeln 18, 20 und 21 und bestätigte die von 
der Bundesregierung angenommenen Wünsche des 
Bundesrates zu den Artikeln 7, 11, 13 und 23. 

Der mitberatende Ausschuß für Inneres hat zum 
Abschluß seiner Sitzungen über das Vertragswerk 
noch einige Änderungen in den Artikeln 5, 6 und 16 
des Gesetzes gewünscht, die keinen Widerspruch 
des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
fanden, nachdem auch der Vertreter des Auswärti- 
gen Amtes keine «Bedenken äußerte. 

Änderungswünsche, die der Deutsche Bauernver- 
band zu liegenschaftsrechtlichen Bestimmungen mit 
Eingaben an die an der Beratung beteiligten Aus- 
schüsse des Bundestages vorgelegt hatte, wurden 
geprüft und im wesentlichen als berechtigt aner- 
kannt. Es setzte sich jedoch die Auffassung dufch, 
daß diese Vorschläge systematisch nicht in dieses 
Zustimmungsgesetz paßten. Auch wurde in Rech- 
nung gestellt, daß die zu Rate gezogenen Referen- 
ten der Bundesressorts die Textwünsche des Bauern- 
verbandes nicht unterstützten. Im Ausschuß bestand 
aber die überwiegende Meinung, daß die durch den 
Bauernverband aufgeworfenen Fragen später außer- 
halb dieser Gesetzesmaterie dahingehend geprüft 
werden sollten, ob nicht das Liegenschafts- und 
Schadenersatzrecht bei Grundstücken, die durch 
militärische Verbände in Anspruch genommen wer- 
den, durch eine legislative Initiative erweitert wer- 
den muß. 


Bonn, den 27. April 1961 


Graf Adelmann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle besdiließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2146 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen; 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 

Das Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, Kanada und dem Vereinigten Kö- 
nigreich von Großbritannien und Nordirland über 
die Durchführung von Manövern und anderen 
Übungen im Raume Soltau-Lüneburg bedeutet 
für die Bevölkerung der betroffenen Landkreise 
eine schwere Belastung. Der Deutsche Bundestag 
erwartet, daß die Bundesregierung alles in ihren 
Kräften Stehende unternimmt, um die Lage der 
Bevölkerung, soweit es irgend möglich ist, zu 
erleichtern, und die in diesem Sinne aufgenom- 
menen Verhandlungen mit der britischen und 
der kanadischen Seite fortsetzt. 

Die Verhandlungen der Bundesregierung mit 
dem Vereinigten Königreich und Kanada sind 
noch nicht abgeschlossen. Der Bundestag stimmt 
jedoch dem Gesetz in der Erwartung zu, daß die 
zu treffenden Vereinbarungen die berechtigten 
Wünsche der Zivilbevölkerung und des Vereins 
Naturschutzpark in gebührendem Maße berück- 
sichtigen. 

Bezüglich der arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu 
Artikel 56 Abs. 9 des Unterzeichnungsprotokolls 
zum Zusatzabkommen empfiehlt der Deutsche 
Bundestag, sobald als möglich nach Artikel 82 
des Zusatzabkommens auf eine weitere Annähe- 
rung des arbeitsrechtlichen Status der Arbeit- 
nehmer bei den Streitkräften der Entsendestaaten 
an das deutsche Arbeitsrecht hinzuwirken. 


Bonn, den 27. April 1961 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 


Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Graf Adelmann 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Abkommen zwischen den Parteien des Nord- 
atlantikvertrags vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstel- 
lung ihrer Truppen und zu den Zusatzvereinbarungen vom 
3. August 1959 zu diesem Abkommen (Gesetz zum NATO- 
Truppenstatut und zu den Zusatz Vereinbarungen) 

— Drucksache 2146 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrags 
vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen und zu den Zusatzvereinbarungen vom 
3. August 1959 zu diesem Abkommen (Gesetz zum 
NATO-Truppenstatut und zu den 
Zusatzvereinbarungen) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


TEIL I 

Beitritt und Zustimmung 

Artikel 1 

(1) Dem Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zu dem Abkommen zwischen den Parteien des 
Nordatlantikvertrags von London vom 19. Juni 1951 
über die Rechtsstellung ihrer Truppen (NATO-Trup- 
penstatut) wird zugestimmt. 

(2) Folgenden, in Bonn am 3. August 1959 von 
der Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten 
Zusatz Vereinbarungen zum NATO-Truppenstatut 
(Zusatzvereinbarungen) wird ebenfalls zugestimmt; 

A. Zusatzabkommen zwischen dem König- 
reich Belgien, der Bundesrepublik Deutsch- 
land, der Französischen Republik, Kanada, 
dem Königreich der Niederlande, dem 
Vereinigten Königreich von Großbritannien 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrags 
vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstellung Ihrer 
Truppen und zu den Zusatz Vereinbarungen vom 
3. August 1959 zu diesem Abkommen (Gesetz zum 
NATO-Truppenstatut und zu den 
Zusatzvereinbarungen) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


TEIL I 

Beitritt und Zustimmung 

Artikel 1 . 
unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 


und Nord'irland und den Vereiniigten 
Staaten von Amerikia au dem Abkommen 
zwischen den Parteien des Nordatlantik- 
vertrags über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen hinsich tlidi der in der Bundes- 
republik Deutschland stationierten aus- 
ländischen T nipp en (Zusatzabkommen) 
nebst Unterzeidmungsprotokoll, 

B. Abkommen zwisdien der Bundeisrepublik 
Deutschland, den Vereinigten Staaten von 
Amerika, dem Vereinigten Königreich von 
Großbritannien und Nordirland und der 
Französischen Republik über das Außer- 
krafttreten des Truppenvertrags, des 
Finanzvertrags und des Steuerabkom- 
mens, 

C. Ahkomimen zwisdien dem Königreich Bel- 
gien, ider Bundeisrepublik Deutschland, der 
Französischen Republik, Kanada, dem 
Königreich der Niederlande, dem Ver- 
einigten Königreich von Großbritannien 
und Nordirland und den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika zu Artikel 45 Abs. 5 des 
Zusatzabkommens zu dem Abkommen 
zwischen den Parteien des Nordatlantik- 
vertrags über die Reditsstellung ihrer 
Truppen hinsiditlich der in der Bundes- 
republik Deutschland stationierten (aus- 
ländischen Truppen, 

D. Abkommen zwischen der Bunidesrepublik 
Deutschland, Kanada und dem Vereinig- 
ten Königreidi von Großbritannien und 
Nordirland über die Durchführung von 
Manövern und anderen Übungen im 
Raume Soltau^Lüneburg. 

E. Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Belgien 
über die Beilegung von Streitigkeiten bei 
Direktbeschaffungen, 

F. Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Kanada über die Beile- 
gung von Streitigkeiten bei Direktbeschaf- 
fungen, 

G. Abkommen zwisdien der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Repu- 
blik über die Beilegung von Streitigkeiten 
bei Direktbeschaffungen, 

H. Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Vereinigten König- 
reich von Großibritannien und Nordirland 
über die Beilegung von Streitigkeiten bei 
Direktbeschaffungen, 

I. Abkommen zwischen der .Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika über die Beilegung von 
Streitigkeiten bei Direktbeischaffungen, 

K. Abkommen zwisdien der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika über die Rechtsstellung von 
Urlaubern. 
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Entwurf Beschlüsse des 3. Ausschusses 

(3) Das NATO-Truppenstatut, das Zusatzabkom- 


men und die weiteren in Absatz 2 aufgeführten Zu- 
satzvereinbarungen wenden nachstehend veröffent- 
licht. 


TEIL II 

Ausführungsbestimmungen 

KAPITEL 1 

Ausführungsbestimmungen zu Artikel 19 und 75 
des Zusatzabkommens 

Artikel 2 

(1) Die Rücknahme des Verzichts auf das den 
deutschen Behörden nach Artikel VII Abs. 3 Buch- 
stabe b des NATO-Truppenstatuts dn den Fällen der 
konkurrierenden Gerichtsbarkeit zustehende Vor- 
recht (Artikel 19 Abs. 3 des Zusatzabkommens) und 
die Zustimmung zur Abgabe einzelner Strafsachen 
an die deutschen Gerichte oder Behörden (Arti- 
kel 19 Abs. 5 Buchstabe a des Zusatzabkommens) 
wird von der Staatsanwaltschaft erklärt. Diese ist 
auch zur Abgabe einzelner Strafsachen nach Arti- 
kel 19 Abs. 5 Buchstabe b des Zusatzabkommens 
befugt. 

(2) Für die sachliche und örtliche Zuständigkeit 
gelten idie Vorschriften des Gerichtsverfassungs- 
und Strafprozeßrechts entsprechend. 

Artikel 3 

Für den Empfang von Mitteilungen über anhän- 
gige Fälle im Sinne des Artikels 75 Abs. 1 Buch- 
stabe b des Zusatzabkommens ist jede Staatsan- 
waltschaft im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu- 
ständig. 


KAPITEL 2 

Ausführungsbestimmungen zu Artikel 35 
des Zusatzabkommens 

Artikel 4 

(1) Bei der Zwangisvollstreckung aus einem 
privatrechtlichen VoUstreckungstitel kann das Er- 
suchen in den Fällen des Artikels 35 des Zusatzab- 
kommens nur von dem Vollstreckungsgericht aus- 
gehen; Vollstreckungsgericht ist das Amtsgericht, 
bei dem der Schuldner seinen allgemeinen Gerichts- 
stand hat, und sonst das Amtsgericht, in dessen Be- 
zirk die zu ersuchende Stelle sich befindet. Zugleich 


Artikel 1 a 

Das Grundrecht der Freiheit der Person (Artikel 2 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes) wird nach Maß- 
gabe des Artikels 20 des Zusatzabkommens einge- 
schränkt. 

TEIL II 

Ausführungsbestimmungen 

KAPITEL 1 

Ausführungsbestimmungen zu Artikel 19 und 75 
des Zusatzabkommens 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 


KAPITEL 2 

Ausführungsbestimmungen zu Artikel 35 
des Zusatzabkommens 

Artikel 4 
unverändert 
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Entwurf 

mit dem Ersuchen hat das Gericht an den Schuldner 
das Gebot zu erlassen, sich jeder Verfügung über 
die Forderung, insbesondere ihrer Einziehung, zu 
enthalten. 

(2) In den Fällen des Artikels 35 Buchstabe a des 
Zusatzabkommens ist das Ersuchen der deutschen 
Behörde von Amts wegen zuzustellen. Mit der Zu- 
stellung ist die' Forderung gepfändet und dem Pfän- 
dungsgläubiger überwiesen. Die Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über die Zwangsvollstreckung 
in Geldforderungen gelten im übrigen entsprechend. 
§ 845 der Zivilprozeßordnung ist nicht anzuwenden. 

(3) Bei der Zwangsvollstreckung wegen öffent- 
lich-rechtlicher Galdforderungen geht das Ersuchen 
in den Fällen des Artikels 35 des Zusatzabkommens 
von der zuständigen Vollstreckungsbehörde aus. 
Auf das weitere Verfahren finden in den Fällen des 
Artikels 35 Buchstabe a des Zusatzabkommens die 
Vorschriften des in Betracht kommenden Verwal- 
tungszwangsverfahrens über die Pfändung und Ein- 
ziehung von Forderungen entsprechend Anwendung. 


KAPITEL 3 

Ausführungsbestimmungen zu Artikel 41 
des Zusatzabkommens 

Artikel 5 

(1) Ansprüche der in Artikel VIII Abs. 5 des 
NATO-Truppenstatuts genannten Art gegen die Ent- 
sendestaaten sind zur Vermeidung des Ausschlusses 
bei der zuständigen deutschen Behörde innerhalb 
einer Frist von drei Monaten von dem Zeitpunkt an 
geltend zu machen, in dem der Geschädigte von dem 
Schaden und von Umständen Kenntnis erlangt hat, 
aus denen sich ergibt, daß eine Truppe oder ein zivi- 
les Gefolge für den Schaden rechtlich verantwortlich 
ist oder daß ein Mitglied oder ein Bediensteter einer 
Truppe oder eines zivilen Gefolges den Schaden 
verursacht hat. 

(2) Die Frist gilt auch dann als gewahrt, wenn 
der Anspruch innerhalb der Frist bei einer Dienst- 
stelle der Truppe oder des zivilen Gefolges geltend 
gemacht worden ist, die allgemein für die Behand- 
lung von Entschädigungsansprüchen zuständig ist 
oder der an dem Schadensfall beteiligte Mitglieder 
oder Bedienstete der Truppe oder des zivilen Ge- 
folges unterstehen. 

(3) Auf die Frist sind die Vorschriften der Zivil- 
prozeßordnung über Notfristen entsprechend anzu- 
wenden. 

(4) Nach Ablauf von zwei Jahren seit dem Zeit- 
punkt des schädigenden Ereignisses kann der An- 
spruch nicht mehr geltend gemacht werden. 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 


KAPITEL 3 

Ausführungsbestimmungen zu Artikel 41 
des Zusatzabkommens 

Artikel 5 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Nach Ablauf von zwei Jahren seit dem Zeit- 
punkt des schädigenden Ereignisses kann der An- 
spruch nicht mehr geltend gemacht werden. War 

der Schaden vor Ablauf dieser Frist nicht erkenn- 
bar, so beginnt der Lauf der Frist mit dem Zeit- 
punkt, in dem der Geschädigte bei Anwendung der 
im Verkehr erforderlichen Sorgfalt von dem Scha- 
den hätte Kenntnis erhalten können; § 852 Abs. 1 
Halb Satz 2 BGB bleibt unberührt. 
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Entwurf 
Artikel 6 

Bei Schadensfällen der in Artikel 41 Abs. 10 des 
Zusatzabkommens genannten Art gilt der Anspruch 
auf Entschädigung als mit der Freigabe der Sache 
entstanden. Der Lauf der in Artikel 5 Abis. 1 ge- 
nannten Frist beginnt in diesen Fällen mit dem Zeit- 
punkt, in dem der Geschädigte von der Freigabe 
Kenntnis erlangt. Der Lauf der in Artikel 5 Abs. 4 
genannten Frist beginnt mit der Freigabe der Sache. 


Artikel 7 

(1) Zuständige deutsdie Behörden sind die Be- 
hörden der unteren Verwaltungsstufe der Verteidi- 
gungslastenverwaltung. 

(2) örtlich zuständig ist die Behörde, in deren 
Bezirk das schädigende Ereignis stattgefunden hat. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 kann 
die zuständige oberste Landesbehörde bestimmen, 
daß 

1. allgemein oder für bestimmte Gruppen 
von Ansprüchen sie selbst oder die Be- 
hörde der mittleren Verwaltungsstufe, 


2. für die Bezirke mehrerer Behörden eine 
von ihnen 

zuständig ist. 

Artikel 8 

(1) Die Ansprüche sind durch Einreichung eines 
Antrags auf Entschädigung geltend zu machen. 

(2) Der Antrag ist schriftlich oder zur Nieder- 
schrift bei der zuständigen Behöide zu stellen. Er 
hat die geltend gemachten Ansprüche dem Grunde 
und, soweit möglich, der Höhe nach zu bezeichnen. 
Er soll ferner alle für die Bearbeitung wesentlichen 
Angaben enthalten und auf die Beweismittel, so- 
weit sie nicht beigefügt sind, Bezug nehmen. 

(3) Ist dem Antragsteller bekannt, daß andere 
Personen einen Anspruch auf diie Entschädigung 
geltend machen können, so hat er dies in seinem 
Antrag anzugeben. 

Artikel 9 

(1) Die Behörde hat den Eingang des Anl-ags 
unter Angabe des Eingangstages schriftlich zu be- 
stätigen. 

(2) Ist ein Verfahren nach Artikel 41 Abs. 11 
des Zusatzabkommens durchgeführt worden, so hat 
die Behörde den Antragsteller unverzüglich von 
dem Ergebnis des Verfahrens schriftlich zu unter- 
richten und dabei den Tag, an dem das Verfahren 
abgeschlosseL worden oder die Entscheidung des 
Schiedsrichters ihr zugegangen ist, anzugeben. Einer 
besonderen Unterrichtung bedarf es nicht, wenn 
gleichzeitig die Mitteilung über die Entschließung 
nach Artikel 10 Abs. 1 ergeht. 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 
Artikel 6 

Bei Schadensfällen der in Artikel 41 Abs. 10 des 
Zusatzabkommens genannten Art gilt der Anspruch 
auf Entschädigung als mit der Freigabe der Sache 
entstanden. Der Lauf der in Artikel 5 Abs. 1 ge- 
nannten Frist beginnt in diesen Fällen mit dem 
Zeitpunkt, in dem der Geschädigte von der Frei- 
gabe Kenntnis erlangt. Der Lauf der in Artikel 5 
Abs. 4 Satz 1 genannten Frist beginnt mit der Frei- 
gabe der Sache; Artikel 5 Abs. 4 Satz 2 ist ent- 
sprechend anzuwenden. 

Artikel 7 
(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) Die Landesregierung kann bestimmen, daß 
abweichend von den Absätzen 1 und 2 

1. allgemein oder für bestimmte Gruppen 
von Ansprüchen die für die Verteidigungs- 
lastenverwaltung zuständige oberste Lan- 
desbehörde selbst oder die Behörde der 
mittleren Verwaltungsstufe, 

2. unverändert 
zuständig ist. 

Artikel 8 
unverändert 


Artikel 9 
unverändert 
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Entwurf 
Artikel 10 

(1) Die Behörde hat dem Antragsteller ihre Ent- 
schließung darüber mitzuteilen, ob und inwieweit 
sie einen geltend gemachten Anspruch als be- 
gründet anerkennt. Wird der Anspruch nicht oder 
nicht in vollem Umfang als begründet anerkannt, 
so sind dem Antragsteller die Gründe mitzuteilen, 
auf denen die Entschließung der Behörde beruht. 

(2) Die Mitteilung über die Entschließung ist mit 
einem Hinweis auf die Klagemöglichkeit (Artikel 
11) zu versehen und dem Antragsteller zuzustellen. 

(3) Einer Mitteilung nach Absatz 1 bedarf es 
nicht, wenn und soweit wischen der Behörde und 
dem Antragsteller eine Vereinbarung über die zu 
gewährende Entschädigung abgeschlossen wird. 


Artikel 11 

(1) Hat die Behörde einen geltend gemachten 
Anspruch nicht oder nicht in vollem Umfang an- 
erkannt, so kann der Antragsteller Klage vor den 
ordentlichen Gerichten gegen die Bundesrepublik 
Deutschland erheben. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland führt den 
Rechtsstreit im eigenen Namen für den Entsende- 
staat, gegen den sich der Anspruch richtet, 

(3) Die Klage ist’ innerhalb einer Frist von zwei 
Monaten nach Zustellung der Mitteilung über die 
Entschließung der Behörde zu erheben. Auf die 
Klagefrist sind die Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung über Notfristen entsprechend anzuwenden. 

(4) Die Klage ist auch dann zulässig, wenn die zu- 
ständige Behörde dem Antragsteller nicht innerhalb 
einer angemessenen Frist nach Eingang deis An- 
trags, die jedoch nicht weniger als fünf Monate be- 
tragen darf, ihre Entschließung mitgeteilt hat. In 
den Fällen des Artikels 9 Abs. 2 Satz 1 tritt an die 
Stelle des Zeitpunkts, in dem der Antrag einge- 
gangen ist, der Zeitpunkt, in dem das Verfahren zur 
Erlangung der Bescheinigung der Truppe abge- 
schlossen oder idie Entscheidung des Schiedsrichters 
der Behörde zugegangen ist. Der Klage hat die Auf- 
forderung an die Behörde vorauszugehen, dem An- 
tragsteller innerhalb eines Monats ihre Entschlie- 
ßung mitzuteilen. 

(5) Hat die Behörde in den Fällen des Artikels 9 
Abs. 2 Satz 1 einen Anspruch nicht anerkannt, weil 
der Inhalt der von der Truppe erteilten Bescheinigung 
der Anerkennung entgegenstand, so kann das Ge- 
richt, wenn es begründete Bedenken gegen die Rich- 
tigkeit des Inhalts der Bescheinigung hat und eine 
Entscheidung des Schiedsrichters nach Artikel VIII 
Abs. 8 des NATO-Truppenstatuts in Verbindung 
mit Artikel 41 Abs. 11 des Zusatzabkommens nicht 
vor liegt, die Behörde unter Darlegung seiner Be- 
denken ersuchen, die Entscheidung des Schiedsrich- 
ters herbeizuführen. 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 

Artikel 10 
unverändert 


Artikel 11 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die Klage ist. auch dann zulässig, wenn die 
zuständige Behörde dem Antragsteller nicht inner- 
halb einer angemessenen Frist nach Eingang des 
Antrags, die jedoch nicht weniger als fünf Monate 
betragen darf, ihre Entschließung mitgeteilt hat. In 
den Fällen des Artikels 9 Abs. 2 Satz 1 tritt an die 
Stelle des Zeitpunkts, in dem der Antrag eingegan- 
gen ist, der Zeitpunkt, in dem das Verfahren zur 
Erlangung der Bescheinigung der Truppe abge- 
schlossen oder die Entscheidung des Schiedsrichters 
der Behörde zugegangen ist. 


(5) unverändert 
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Ent wu r f 
Artikel 12 

(1) Hat die Behörde einen geltend gemachten 
Anspruch in vollem Umfang oder zum Teil aner- 
kannt, so sind die danach zahlbaren und fälligen 
Beträge imverzüglich nach der Zustellung der Mit- 
tedlung über das Anerkenntnis (Artikel 10 Abs. 1) 
auszuzahlen. 

(2) Hat die Behörde mit dem Antragsteller eine 
Vereinbarung über die Entschädigung getroffen, so 
ist der vereinbarte Betrag nach Maßgabe der Ver- 
einbarung unverzüglich nach deren Wirksamiwer- 
den auszuzahlen. 

(3) Vorauiszahlungen auf die Entschädigung kön- 
nen in angemessenem Umfang gewährt werden, 
wenn der Anspruch dem Grunde nach gerechtfertigt 
ist 


Artikel 13 

Für Anträge, die einen Anspruch auf Ersatz- 
leistung wegen Manöiverschäden {§ 7ß des Bundes- 
leistungsgesetzes) zum Gegenstand haben, gelten 
die Vorschriften dieses Kapitels mit folgender Maß- 
gabe: 

1. Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, durch Verwaltungs vor Schrift zu bestim- 
men, daß die Anträge allgemein oder für be- 
stimmte Gruppen von Manöverischäden auch 
bei der örtlich zuständigen Gemeindeverwal- 
tung gestellt werden können. 

2. Die Ersatzleistung soll tunlichst im Wege der 
Vereinbarung geregelt werden. Die nach Arti- 
kel 7 zuständige Behörde hat auf den Abschluß 
einer Vereinbarung mit den Berechtigten hin- 
zuwirken. 

3. Kommt innerhalb einer Frist von einem Monat 
nach Eingang das Antrags eine Vereinbarung 
zustande, so bedarf es einer Bestätigung nach 
Artikel 9 Abs. 1 nicht. 

4. Kommt eine Vereinbarun^g nicht zustande, so 
bestimmt sich das weitere Verfahren nach § 79 
Abs. 2 und 3 Satz 3 des Bundasleistungsgeset- 
zes in der durch Artikel 14 geänderten Fas- 
sung. Die nach Artikel 7 zuständige Behörde 
hat den Antrag der Behörde vorzulegen, die 
nach § 79 Abs. 2 des Bundesleistungsgesetzes 
die Ersatzleistung festzusetzen hat. Der An- 
tragsteller kann verlangen, daß der Antrag 
dieser Behörde vorgelegt wird, wenn seit Ein- 
gang das Antrags drei Monate vergangen sind, 
ohne daß eine Vereinbarung zustande gekom- 
men ist. Die Artikel 10 bis 12 sind nicht an- 
wendbar. 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 

Artikel 12 
unverändert 


Artikel 13 

Für Anträge, die einen Anspruch auf Ersatz- 
leistung wegen Manöverschäden (§ 76 des Bundes- 
leistungsgesetzes) zum Gegenstand haben, gelten 
die Vorsdiriften dieses Kapitels mit folgender Maß- 
gabe: 

1. Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, durch Verwaltungsvorschrift mit Zustim- 
mung des Bundesrates zu bestimmen, daß die 
Anträge allgemein oder für bestimmte Grup- 
pen von Manöverschäden auch bei der örtlich 
zuständigen Gemeindeverwaltung gestellt 
werden können. 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


11 



Drucksache 2699 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 

Artikel 14 Artik 

(1) In § 35 Abs. 3 des Bundesleistungsgesetzes unverä 

wird hinter den Worten „nach Artikel 8 Abs, 6 des 

Finanzvertrages" eingefügt: „sowie nach Artikel 5 

und 6 des Gesetzes vom zum NATO- 

Truppenstatut und zu den Zusatzvereinbarungen 
(Bundesgesetzbl. II S. ... .)" 

(2) In § 60 Abs. 2 des Bundesleistungsgesetzes 
wird zwischen Satz 1 und dem bisherigen Satz 2 
folgender Satz eingefügt: 

„Sind die Schäden nach dem Inkrafttreten des 
NATO-Truppenstatuts und des Zusatzabkommens 
zum NATO-Truppenstatut verursacht worden 
oder gelten sie als nach diesem Zeitpunkt ver- 
ursacht, so treten an die Stelle des Artikels 8 des 
Finanzvertrags Artikel VIII des NATO-Trup- 
penstatuts, Artikel 41 des Zusatzabkommens 
zum NATO-Truppenstatut nebst Unterzeich- 
nungsprotokoll sowie Artikel 5 bis 14 des 
Gesetzes vom zum NATO-Trup- 

penstatut und zu den Zusatzvereinbarungen (Bun- 
desgesetzbl. II S )." 

(3) § 79 des Bundesleistungsgesetzes wird wie 
folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Entschädigung nach § 75 und 
§ 76 a und die Ersatzleistung nach § 76 gelten 
die Vorschriften des § 25 Abs. 4, der §§ 30, 33 
Abs. 2, der §§' 35, 49, 50, 52 bis 59, 60 Abs. 1 und 
der §§ 61 bis 65." 

b) Es wird ein neuer Absatz 3 mit folgendem Wort- 
laut angefügt: 

„(3) Die Entschädigung oder Ersatzleistung 
soll tunlichst im Wege der Vereinbarung ge- 
regelt werden. Der Zahlungspflichtige hat auf 
den Abschluß einer Vereinbarung mit den Be- 
rechtigten hinzuwirken. Kommt eine Verein- 
barung nicht zustande, so gilt § 51 Abs. 3 bis 5." 

(4) § 80 Abs. 1 des Bundesleistungsgesetzes wird 
durch folgenden Satz 2 ergänzt: 

„Sind die Schäden nach dem Inkrafttreten des 
NATO-Truppenstatuts und des Zusatzabkommens 
zum NATO-Truppenstatut verursacht worden, so 
treten an die Stelle des Artikels 8 des Finanzver- 
trags Artikel VIII des NATO-Truppenstatuts, 

Artikel 41 des Zusatzabkommens zum NATO- 
Truppenstatut nebst Unterzeichnungsprotokoll so- 
wie Artikel 5 bis 14 des Gesetzes vom 

zum NATO-Truppenstatut und zu den Zusatzver- 
einbarungen (Bundesgesetzbl. II S. . . . 


3. Ausschusses 

el 14 
n d e r t 
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Entwurf 
KAPITEL 4 

Ausführungsbestimmungen zu Artikel 45 
des Zusatzabkommens 

Artikel 15 

Dem § 76 Abs. 2 Satz 1 des Bundesleistungsge- 
setzes wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Bei Beschädigungen von Verkehrsanlagen oder 
Verkehrseinrichtungen sind auch die Kosten zu 
ersetzen, die zur Aufrechterhaltung des öffent- 
lichen Verkehrs notwendig sind, es sei denn, daß 
die Beschädigung durch eine Benutzung im Rah- 
men des Gemeingebrauchs verursacht wurde." 

Artikel 16 

Hinter § 76 des Bundesleistungsgesetzes wird fol- 
gender § 76 a eingefügt: 

.§ 76 a 

Wird durch die Benutzung eines Grundstücks 
zu Manövern oder anderen Übungen dessen ge- 
wöhnliche Benutzung so wesentlich beeinträchtigt, 
daß dadurch eine Ertragsminderung oder ein er- 
heblicher sonstiger Nutzungsausfall verursacht 
wird, so ist eine Entschädigung zu gewähren, die 
diesen Nachteil angemessen ausgleicht." 


KAPITEL 5 

Ausführungsbestimmungen zu Artikel 48 Abs. 2 
des Zusatzabkommens 

Artikel 17 

Für Liegenschaften, die nach Artikel 48 Abs. 2 
des Zusatzabkommens einer Truppe oder einem 
zivilen Gefolge weiter zu überlassen sind, gelten 
die Artikel 18 bis 22. 

Artikel 18 

Soweit nicht bereits das „Gesetz zur Ergänzung 
des § 64 des Landbeschaffungsgesetzes" vom 23. De- 
zember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 990) Anwendung 
findet, gilt die fortdauernde Inanspruchnahme bis 
zum 31. Dezember 1960 als vorzeitige Besitzeinwei- 
sung im Sinne des § 38 des Landbeschaffungsgeset- 
zes. § 64 Abs. 3 Satz 2 und 3 Abs. 4 des Land- 
beschaffungsgesetzes gelten entsprechend. 


Artikel 19 

Die Beschaffurig nicht Wohnzwecken dienender 
Liegenschaften, die nach § 85 Abs. 1 des Bundes- 
leistungsgesetzes angefordert wurden, regelt sich 
nach den Vorschriften des Landbeschaffungsgeset- 
zes. Artikel 18 findet Anwendung. 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 
KAPITEL 4 

Ausführungsbestimmungen zu Artikel 45 
des Zusatzabkommens 

Artikel 15 
unverändert 


Artikel 16 

Hinter § 76 des Bundesleistungsgesetzes wird fol- 
gender § 76 a eingefügt; 

„§ 76 a 

Wird durch die Benutzung eines Grundstücks zu 
Manövern oder anderen Übungen dessen gewöhn- 
liche Benutzung derart beeinträchtigt, daß dadurch 
eine Ertragsminderung oder ein sonstiger Nutzungs- 
ausfall verursacht wird, so ist eine Entschädigung 
zu gewähren, die diesen Nachteil angemessen aus- 
gleicht." 


KAPITEL 5 

Ausführungsbestimmungen zu Artikel 48 Abs. 2 
des Zusatzabkommens 

Artikel 17 
unverändert 


Artikel 18 

Soweit nicht bereits das „Gesetz zur Ergänzung 
des § 64 des Landbeschaffüngsgesetzes" vom 23. De- 
zember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 990) in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
auf dem Gebiet der Landbesdiaffung vom 23. De- 
zember 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 1078) Anwendung 
findet, gilt die fortdauernde Inanspruchnahme bis 
zum 31. Dezember 1963 als vorzeitige Besitzern-, 
Weisung im Sinne des § 38 des Landbeschaffungs- 
gesetzes. § 64 Abs. 3 Satz 2 und 3 und Abs. 4 des 
Landbeschaffungsgesetzes gelten entsprechend. 

Artikel 19 
unverändert 
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Entwurf 
Artikel 20 

Wenn in Einzelfällen der Enteignungsbeschluß 
nicht bis zum 31. Dezember 1960 erlassen werden 
kann, ist die Enteignungsbehörde bis zu diesem 
Zeitpunkt befugt, auf Antrag die vorzeitige Besitz- 
einweisung bis zu zwei Jahren zu verlängern. 


Artikel 21 

(1) Auf Ersuchen der Enteignungsbehörde hat 
das Vormundschaftsgericht, wenn ein Vertreter 
nicht vorhanden ist, einen rechts- und sachkundigen 
Vertretern zu bestellen 

a) für einen Beteiligten, dessen Person unbe- 
kannt, oder für eine Person, deren Betei- 
ligung ungewiß ist, 

b) für einen abwesenden Beteiligten, dessen 
Aufenthalt unbekannt oder dessen Auf- 
enthalt zwar bekannt ist, der aber an der 
Besorgung seiner Vermögensangelegen- 
heiten verhindert ist. 

Die Bestellung soll binnen zwei Wochen vor genom- 
men werden. 

(2) Für die Bestellung des Vertreters ist das Vor- 
mundschaf tsge rieht zuständig, in dessen Bezirk das 
von der Enteignung betroffene Grundstück liegt. 

(3) Für die Bestellung und für das Amt des Ver- 
treters gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs über die Pflegschaft entsprechend. 


Artikel 22 

Das Enteignungisverfahren wird von den Ländern 
im Auftrag des Bundes durchgeführt. 


KAPITEL 6 

Ausführungsbestimmungen zu Artikel 57 Abs. 4 
Buchstabe b des Zusatzabkommens 

Artikel 23 

(1) Kommt eine Vereinbarung über die Einbe- 
ziehung einer Straße in das gemäß Artikel 57 Abs. 4 
Buchstabe b des Zusatzabkommens zu vereinbarende 
Straßennetz mit den örtlich zuständigen Behörden 
nicht zustande, so kann die zuständige oberste Lan- 
desbehörde die Zustimmung der Örtlich zuständigen 
Behörden ersetzen. Hierbei sind die für die öffent- 
liche Sicherheit und Ordnung, den Schutz und die 
Unterhaltung der Straße erforderlichen Bedingun- 
gen festzulegen. Die Bundesregierung kann den 
obersten Landesbehörden Einzelweisungen erteilen. 

(2) Der Entscheidunig über die Zustimmung hat 
eine Verhandlung mit den Beteiligten voramzu- 
gehen. 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 

Artikel 20 

entfällt 


Artikel 21 

entfällt 


Artikel 22 
unverändert 


KAPITEL 6 

Ausführungsbestimmungen zu Artikel 57 Abs. 4 
Buchstabe b des Zusatzabkommens 

Artikel 23 

(1) Kommt eine Vereinbarung über die Einbe- 
ziehung einer Straße in das gemäß Artikel 57 Abs. 4 
Buchstabe b des Zusatzabkommens zu verein- 
barende Straßennetz mit den örtlich zuständigen 
Behörden nicht zustande, so kann die zuständige 
oberste Landesbehörde die Zustimmung der örtlich 
zuständigen Behörden ersetzen. Hierbei sind die für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung, den Schutz 
und die Unterhaltung der Straße erforderlichen Be- 
dingungen 'festzulegen. 

unverändert 
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Entwurf 
Artikel 24 

Ist leine Straße, deren Biaulastträger nicht der 
Bund ist, mit Zustimmung des Bundesministers für 
Verkehr oder der von ihm bestimmten Stellen in 
das gemäß Artikel 57 Abs. 4 Biuchstabö b des Zu- 
satziaibkommens zu vereinbarende Straßennetz edn- 
bezogen worden und ist wegen des Verkehrs mit 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern, de- 
ren Abmessungen, Achslast, Gesamtgewicht oder 
Anzahl {Kolonnenverkehr) die nach dem deutschen 
Straß enverk öhrsrecht geltenden Begrenzungen über- 
schreiten, ein Ausbau oder ein erhöhter Aufwand 
für die Unterhaltung der Straße erforderlich, so er- 
stattet der Bund dem Träger der Straß enbauliast die 
hierdurch entstehenden notwendigen Mehrkosten. 
Dabei ist die Ersparnis von Aufwendungen zu be- 
rücksichtigen. 


KAPITEL 7 

Ausführungsbestimmuiigen zu dem Abkommen 
vom 3. August 1959 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland, Kanada und dem Ver- 
einigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland über die Durchführung von Manö- 
vern und anderen Übungen im Raume 
Soltau-Lüneburg 

Artikel 25 

(1) Die Bundesrepublik gilt, soweit sie nicht be- 
reits auf andere Weise ein Recht zum Besitz er- 
worben hat, mit dem Inkrafttreten der Zusatzver- 
einbarungen ais nach § 38 des Landibeschaffungsge- 
setzes vorzeitig in den Besitz der Grundstücke •ein- 
gewiesen, die den britischen und kanadischen Trup- 
pen gemäß Artikel 3 Abs. 1 des Abkommens vom 
3. August 1959 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, Kanada und dem Vereinigten König- 
reich von Großbritannien und Nordirland über die 
Durchführung von Manövern und anderen Übungen 
im Raume Soltau-Lüneburg zu überlassen sind. 

(2) Kommt eine Einigung über die Besitzein- 
weisungsentschädigung nicht zustande, so wird diese 
von der Enteignungsbehörde festgesetzt. § 63 des 
Landbeischaffüngsgesetzes gilt entsprechend. 

(3) Der Lauf der in § 42 Abs. 1 Satz 1 des Land- 
beschaffungsgesetzes bestimmten Frist beginnt mit 
dem Inkrafttreten der Zusatzvereinlbaxungen. 


KAPITEL 8 
Prozeßstandschaft 

Artikel 26 

Ergeht in einem gerichtlichen Verfahren, ln dem 
die Klage oder der Antrag nach dem Zusatzabkom- 
men in Verbindung mit dem NATO-Truppenstatut 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 
Artikel 24 

Ist eine Straße, deren Baulastträger nicht der 
Bund ist, in das gemäß Artikel 57 Abs. 4 Buch- 
stabe b des Zusatzabkommens zu vereinbarende 
Straßennetz einbezogen worden und ist wegen des 
Verkehrs mit- Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug- 
anhängern, deren Abmessungen, Achslast, Gesamt- 
gewicht oder Anzahl (Kolonnenverkehr) die nach 
dem deutschen StraßenverkeHrsrecht geltenden Be- 
grenzungen überschreiten, ein Ausbau oder ein er- 
höhter Aufwand für die Unterhaltung der Straße 
erforderlich, so erstattet der Bund dem Träger der 
Straßenbaulast die hierdurch entstehenden notwen- 
digen Mehrkosten, sofern der Bundesminister für 
Verkehr oder die von ihm bestimmten Stellen der 
Einbeziehung zugestimmt haben. Dabei ist die Er- 
sparnis von Aufwendungen zu berücksichtigen. 


KAPITEL 7 

Ausführungsbestimmungen zu dem Abkommen 
vom 3. August 1959 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland, Kanada und dem Ver- 
einigten Königreich von Großbritannien und 
Nordirland über die Durchführung von Manö- 
vern und anderen Übungen im Raume 
Soltau-Lüneburg 

Artikel 25 
unverändert 


KAPITEL 8 
Prozeßstandschaft 

Artikel 26 
unverändert 
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Entwurf Beschlüss 

und der zur Ergänzung des Zusatzabkommens ge- 
sdilossenen zweiseitigen Abkommen über die Bei- 
legung von Streitigkeiten bei Direktbeschaffungen 
sowie des Artikels 11 dieses Gesetzes gegen die 
Bundesrepublik Deutschland an Stelle eines Ent- 
sendestaates zu richten oder die Bundesrepublik 
Deutschland an Stelle eines Entsendestaates sonst- 
wie beteiligt ist, eine Entscheidung über eine Lei- 
stung, so ist auszusprechen, daß die Bundesrepublik 
für den Entsendestaat zu leisten hat, dem' die Lei- 
stung obliegt. 


TEIL III 

Inkrafttreten 


Artikel 27 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der Arti- u 

kel 2 bis 26 am Tage nach seiner Verkündung in 

Kraft. Die Artikel 2 bis 26 treten gleichzeitig mit 
dem NATO-Truppenstatut und den Zusatzverein- 
barungen in Kraft. 

(2) Die Beitrittsurkunde zu dem NATO-Truppen- 
statut und die Ratifikationsurkunden zu den in Arti- 
kel 1 Abs. 2 aufgeführten Zusatzvereinbarungen 
sollen erst hinterlegt werden, wenn die anderen 
Unterzeichnerstaaten die Zusatzvereinbarungen rati- 
fiziert oder genehmigt haben. 

(3) Der Tag, an dem das NATO-Truppenstatut 
nach seinem Artikel XVIII Abs. 3, das Zusatzab- 
kommen nebst Unterzeichnungsprotokoll nach sei- 
nem Artikel 83 Abs. 2 und die übrigen in Artikel 1 
Abs. 2 dieses Gesetzes auf geführten Zusatzverein- 
barungen für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 


des 3. Ausschusses 


TEIL III 
Inkrafttreten 

Artikel 27 
nve rändert 
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